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Presse und Information 

PRESSEMITTEILUNG Nr. 60/08 

3. September 2008 

Urteil des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen C-402/05 P und C-415/05 P 

Yassin Abdullah Kadi und Al Barakaat International Foundation / Rat und Kommission  

DER GERICHTSHOF ERKLÄRT DIE VERORDNUNG, MIT DER DIE GELDER VON 
HERRN KADI UND DER AL BARAKAAT FOUNDATION EINGEFROREN WERDEN, 

FÜR NICHTIG 

Der Gerichtshof hebt die Urteile des Gerichts auf und entscheidet, dass die 
Gemeinschaftsgerichte für die Prüfung der von der Gemeinschaft erlassenen Maßnahmen, mit 
denen Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen umgesetzt werden, zuständig 

sind. In Wahrnehmung dieser Zuständigkeit stellt er fest, dass die Verordnung die Grundrechte 
verletzt, die Herr Kadi und Al Barakaat unter Berufung auf das Gemeinschaftsrecht geltend 

machen. 

Der saudische Staatsangehörige Yassin Abdullah Kadi und die in Schweden ansässige 
Al Barakaat International Foundation sind vom Sanktionsausschuss des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen als mit Osama bin Laden, Al-Quaida und den Taliban verbunden bezeichnet 
worden. Nach einer Reihe von Resolutionen des Sicherheitsrats müssen alle Staaten, die 
Mitglieder der Vereinten Nationen sind, die Gelder und sonstigen finanziellen Vermögenswerte 
einfrieren, die der direkten oder indirekten Kontrolle dieser Personen oder Organisationen 
unterstehen. 

In der Europäischen Gemeinschaft erließ der Rat zur Umsetzung dieser Resolution eine 
Verordnung1, mit der die Gelder und sonstigen wirtschaftlichen Ressourcen der in einer Liste im 
Anhang dieser Verordnung aufgeführten Personen und Organisationen eingefroren werden. 
Diese Liste wird in regelmäßigen Abständen aktualisiert, um den Änderungen der vom 
Sanktionsausschuss, einem Organ des Sicherheitsrats, erstellten konsolidierten Liste Rechnung 
zu tragen. Die Namen von Herrn Kadi und Al Barakaat wurden am 19. Oktober 2001 der 
konsolidierten Liste hinzugefügt und anschließend in die Liste der Gemeinschaftsverordnung 
übernommen. 

Herr Kadi und Al Barakaat erhoben vor dem Gericht erster Instanz Klagen auf Nichtigerklärung 
dieser Verordnung und führten aus, dass der Rat für den Erlass der betreffenden Verordnung 

                                                 
1  Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 über die Anwendung bestimmter spezifischer 
restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-
Netzwerk und den Taliban in Verbindung stehen, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 467/2001 (ABl. 
L 139, S. 9). 



nicht zuständig sei und die Verordnung mehrere Grundrechte der Kläger verletze, insbesondere 
das Recht auf Eigentum und den Anspruch auf rechtliches Gehör. Mit Urteilen vom 
21. September 2005 wies das Gericht sämtliche Klagegründe von Herrn Kadi und Al Barakaat 
zurück und erhielt die Verordnung aufrecht.2 Dabei entschied das Gericht insbesondere, dass die 
Gemeinschaftsgerichte grundsätzlich (mit Ausnahme einiger zwingender Regeln des 
Völkerrechts, des sogenannten ius cogens) für die Prüfung der Gültigkeit der fraglichen 
Verordnung nicht zuständig seien, da die Mitgliedstaaten nach dem Wortlaut der Charta der 
Vereinten Nationen, eines völkerrechtlichen Abkommens, das Vorrang vor dem 
Gemeinschaftsrecht habe, den Resolutionen des Sicherheitsrats nachkommen müssten. 

Herr Kadi und Al Barakaat haben beim Gerichtshof gegen diese Urteile Rechtsmittel eingelegt. 

Als erstes bestätigt der Gerichtshof, dass der Rat auf der Grundlage der von ihm gewählten 
Artikel des EG-Vertrags3 für den Erlass der Verordnung zuständig war. Auch wenn die 
Begründung des Gerichts einige Fehler enthält, war dessen Schlussfolgerung, dass der Rat für 
den Erlass dieser Verordnung zuständig gewesen sei, nach Ansicht des Gerichtshofs nicht falsch. 

Der Gerichtshof stellt allerdings fest, dass das Gericht einen Rechtsfehler begangen hat, als es 
entschieden hat, dass die Gemeinschaftsgerichte für die Prüfung der materiellen 
Rechtmäßigkeit der angefochtenen Verordnung grundsätzlich nicht zuständig seien. 

Die Kontrolle der Gültigkeit einer jeden Handlung der Gemeinschaft im Hinblick auf die 
Grundrechte durch den Gerichtshof ist als Ausdruck einer Verfassungsgarantie in einer 
Rechtsgemeinschaft zu betrachten, einer Garantie, die sich aus dem EG-Vertrag als autonomem 
Rechtssystem ergibt und durch ein völkerrechtliches Abkommen nicht beeinträchtigt werden 
kann. 

Die Rechtmäßigkeitskontrolle durch den Gemeinschaftsrichter bezieht sich auf den 
Gemeinschaftsrechtsakt, mit dem die betreffende internationale Übereinkunft umgesetzt werden 
soll, und nicht auf diese Übereinkunft als solche. Ein Urteil eines Gemeinschaftsgerichts, mit 
dem festgestellt würde, dass ein Gemeinschaftsrechtsakt zur Umsetzung einer Resolution des 
Sicherheitsrats gegen eine höherrangige Norm der Gemeinschaftsrechtsordnung verstößt, würde 
nicht den völkerrechtlichen Vorrang der betreffenden Resolution in Frage stellen. 

Folglich müssen die Gemeinschaftsgerichte eine grundsätzlich umfassende Kontrolle der 
Rechtmäßigkeit sämtlicher Handlungen der Gemeinschaft im Hinblick auf die Grundrechte als 
Bestandteil der allgemeinen Grundsätze des Gemeinschaftsrechts gewährleisten, und zwar auch 
in Bezug auf diejenigen Handlungen der Gemeinschaft, die wie die betreffende Verordnung der 
Umsetzung von Resolutionen des Sicherheitsrats dienen sollen. 

Dementsprechend hebt der Gerichtshof die Urteile des Gerichts auf. 

Bei seiner anschließenden Entscheidung über die Nichtigkeitsklagen von Herrn Kadi und 
Al Barakaat gelangt der Gerichtshof zu dem Schluss, dass angesichts der konkreten Umstände, 
unter denen die Namen der Rechtsmittelführer in die Liste der vom Einfrieren von Geldern 
betroffenen Personen und Organisationen aufgenommen worden sind, die Verteidigungsrechte 
der Rechtsmittelführer, insbesondere der Anspruch auf rechtliches Gehör, sowie das Recht 
auf effektive gerichtliche Kontrolle offenkundig nicht gewahrt worden sind. 

                                                 
2 Urteile vom 21. September 2005, Yusuf und Al Barakaat Foundation/Rat (T-306/01) sowie Kadi/Rat und   
Kommission (T-315/01) (siehe Pressemitteilung 79/05). 
3 Art. 60 EG und 301 EG in Verbindung mit Art. 308 EG. 



Hierzu weist der Gerichtshof darauf hin, dass die Effektivität der gerichtlichen Kontrolle 
voraussetzt, dass die Gemeinschaftsbehörde der betroffenen Person oder Organisation die 
Gründe, auf denen die betreffende Maßnahme beruht, soweit wie möglich zu dem Zeitpunkt, zu 
dem diese Maßnahme beschlossen wird, oder wenigstens so bald wie möglich danach mitteilt, 
um den betreffenden Adressaten die fristgemäße Wahrnehmung ihres Rechts auf gerichtlichen 
Rechtsschutz zu ermöglichen. 

Der Gerichtshof räumt ein, dass eine im Voraus erfolgende Mitteilung der Gründe die 
Wirksamkeit der Maßnahmen des Einfrierens von Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen 
beeinträchtigen könnte, die naturgemäß einen Überraschungseffekt benötigen und unverzüglich 
zur Anwendung kommen müssen. Aus den gleichen Gründen waren die Gemeinschaftsbehörden 
auch nicht dazu verpflichtet, die Betroffenen vor der Aufnahme ihrer Namen in die Liste 
anzuhören. 

Die betreffende Verordnung sieht jedoch kein Verfahren für die Mitteilung der Umstände, die 
die Aufnahme der Namen der Betroffenen in die Liste rechtfertigen, gleichzeitig mit der 
Aufnahme oder im Anschluss daran vor. Der Rat hat weder Herrn Kadi noch Al Barakaat zu 
irgendeinem Zeitpunkt die ihnen zur Last gelegten Umstände mitgeteilt, die die erstmalige 
Aufnahme ihrer Namen in die Liste gerechtfertigt haben sollen. Diese Verletzung der 
Verteidigungsrechte von Herrn Kadi und Al Barakaat führt außerdem zu einem Verstoß gegen 
das Recht auf gerichtlichen Rechtsschutz, da sie ihre Rechte auch vor dem Gemeinschaftsrichter 
nicht zufrieden stellend verteidigen konnten. 

Der Gerichtshof stellt zudem fest, dass das Einfrieren von Geldern eine ungerechtfertigte 
Beschränkung des Eigentumsrechts von Herrn Kadi darstellt. 

Nach Ansicht des Gerichtshofs handelt es sich bei den mit der streitigen Verordnung verhängten 
Restriktionen um Beschränkungen dieses Rechts, die grundsätzlich gerechtfertigt werden 
könnten. So kann die Bedeutung der Ziele, die mit der Verordnung verfolgt werden, selbst 
erhebliche negative Konsequenzen für bestimmte Personen rechtfertigen. Zudem können die 
zuständigen nationalen Behörden Gelder freigeben, die für Grundausgaben (Bezahlung von 
Mieten, medizinischer Behandlung usw.) benötigt werden. 

Der Gerichtshof stellt jedoch fest, dass die betreffende Verordnung erlassen worden ist, ohne 
Herrn Kadi irgendeine Garantie zu geben, dass er sein Anliegen den zuständigen Stellen 
vortragen kann, obwohl eine solche Garantie im Hinblick auf die umfassende Geltung und 
effektive Dauer der gegen ihn verhängten Maßnahmen des Einfrierens erforderlich ist, um die 
Achtung des Rechts auf Eigentums sicherzustellen. 

Folglich erklärt der Gerichtshof die Verordnung des Rates für nichtig, soweit mit ihr die 
Gelder von Herrn Kadi und Al Barakaat eingefroren werden. 

Der Gerichtshof erkennt jedoch an, dass eine mit sofortiger Wirkung erfolgende 
Nichtigerklärung dieser Verordnung die Wirksamkeit der Restriktionen schwer und irreversibel 
beeinträchtigen könnte, da in dem Zeitraum bis zu ihrer möglichen Ersetzung die betreffende 
Person bzw. Organisation Maßnahmen treffen könnte, mit denen ein weiteres Einfrieren ihrer 
Gelder verhindert werden soll. Im Übrigen lässt sich nicht ausschließen, dass sich die Anordnung 
derartiger Maßnahmen gegenüber Herrn Kadi und Al Barakaat in der Sache gleichwohl als 
gerechtfertigt erweisen kann. Angesichts dieser Umstände erhält der Gerichtshof die 
Wirkungen der Verordnung für einen Zeitraum von höchstens drei Monaten ab heute 
aufrecht, um es dem Rat zu ermöglichen, die festgestellten Verstöße zu heilen. 



Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den 
Gerichtshof nicht bindet. 

Dieses Dokument ist in folgenden Sprachen verfügbar: BG, ES, CS, DA, DE, EN, EL, FI, FR, 
HU, IT, NL, PL, PT, RO, SK, SL, SV 

Den vollständigen Wortlaut des Urteils finden Sie heute ab ca. 12.00 Uhr MEZ auf der 
Internetseite des Gerichtshofs: 

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-402/05 

Für weitere Auskünfte wenden Sie sich bitte an Ass. iur. Dominik Düsterhaus, 
Tel.: (00352) 4303 3255, Fax: (00352) 4303 2734 

Filmaufnahmen von der Verkündung des Urteils sind verfügbar über den von der Europäischen 
Kommission, Generaldirektion Presse und Kommunikation, angebotenen Dienst EbS „Europe by 

Satellite“, L-2920 Luxemburg, 
Tel.: (00352) 4301 35177, Fax: (00352) 4301 35249, 

oder B-1049 Brüssel, Tel.: (0032) 2 2964106, Fax: (0032) 2 2965956 
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